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Bezahlbaren Wohnraum  
schaffen: Wohnraumförderung  
in Hamburg

Ralf Sommer

Elbe, Alster, Hafen: Hamburg ist eine äu-

ßerst attraktive Metropole. Mit einem 

vielfältigen Angebot an Kultur, Bildung 

und Wissenschaft. Mit prosperierenden 

Unternehmen, mit Jobs und einer verläss-

lichen Infrastruktur. Kein Wunder also, 

dass die Stadt alljährlich um mehr als 

20 000 Einwohner wächst. Vor allem jun-

ge Menschen zieht es in die Hansestadt 

und das schon seit Jahren.

Druck auf den Wohnungsmarkt

Auf den aus dem Zuzug resultierenden 

Druck auf den Wohnungsmarkt hat Ham-

burg reagiert: Bereits 2011 wurde das 

„Bündnis für das Wohnen in Hamburg“ 

etabliert, das deutschlandweit neue Maß-

stäbe in der Förderung des Wohnungs-

neubaus setzte. Senat, Verbände der 

Wohnungswirtschaft, die kommunale 

Wohnungsbaugesellschaft SAGA, die 

Mietervereine und die Bezirke vereinbar-

ten konkrete Maßnahmen und Zielset-

zungen für eine aktive, sozialverträgliche 

Weiterentwicklung des Wohnungsmark-

tes.

6 000 Neubauwohnungen, davon 2 000 

öffentlich geförderte Mietwohnungen 

für kleinere und mittlere Einkommen, 

sollten alljährlich geschaffen werden. 

Diese Zahlen wurden nicht nur erreicht, 

sondern im Jahr 2016 für die aktuelle Le-

gislaturperiode nochmals erhöht. Seit-

dem gilt die ambitionierte Zielsetzung, 

jährlich Baugenehmigungen für mindes-

tens 10 000 Wohnungen zu realisieren, 

darunter 3 000 für geförderte Mietwoh-

nungen. Senat und Bezirke verpflichte-

ten sich zu einem strafferen Genehmi-

gungsverfahren, zu einer Bereitstellung 

bezahlbarer städtischer Flächen und ei-

ner weiteren Erhöhung der Wohnraum-

förderung.

Modular aufgebaute Förderung

Diese Förderung wird von der Hamburgi-

schen Investitions- und Förderbank (IFB 

Hamburg) bereitgestellt. Mit ihr einher 

geht eine Bindung des Mietpreises und 

der Belegung. Der Vermieter sagt gegen-

über der Stadt zu, die Wohnungen für 

mindestens 20 oder maximal 30 Jahre nur 

an Personen zu vermieten, die die Vor-

aussetzungen für den Bezug einer geför-

derten Wohnung erfüllen. Die Miete ist 

begrenzt. Je nach Förderart darf sie nur 

alle zwei Jahre um einen bestimmten 

maximalen Satz erhöht werden. 

Mit ihren Kombinationen aus zinsgünsti-

gen Darlehen und Zuschüssen trägt die 

IFB Hamburg zur Entstehung von bezahl-

barem Wohnraum bei. Der Investor kann 

zwischen zwei verschiedenen Förderwe-

gen wählen, die sich hinsichtlich der Ein-

kommensgrenze, der Anfangsmiete und 

der Förderhöhe unterscheiden. Die För-

derung ist modular aufgebaut. Das 

Grundmodul aus Darlehen und einmali-

gen sowie laufenden Zuschüssen kann er-

gänzt werden durch Module für zum Bei-

spiel eine besonders energiesparende 

Bauweise, barrierefreies Wohnen oder 

Kompaktwohnungen. Beiträge zu mo-

dernen Mobilitätskonzepten wie etwa 

das Carsharing oder Investitionen in die 

Ladeinfrastruktur sind in den Program-

men integriert. 

Der 1. Förderweg stellt den Bau klassi-

scher Sozialwohnungen sicher, für Men-

schen, deren Einkommen maximal 45 

Prozent über den im Hamburgischen 

Wohnraumförderungsgesetz festgeleg-

ten Grenzen liegt. Die anfängliche Netto-

kaltmiete, die Vermieter maximal verlan-

gen dürfen, liegt bei 2019 bewilligten 

Wohnungen bei 6,60 Euro pro Quadrat-

meter. 

Mit dem 2. Förderweg unterstützt die IFB 

Hamburg Menschen mit mittlerem Einkom

men, die angesichts der angespannten 

Lage auf dem Wohnungsmarkt ebenfalls 

an ihre Grenzen stoßen. Bezugsberech-

tigt sind Haushalte, deren Einkommen 

maximal 65 Prozent über der im Gesetz 

definierten Grenze liegt. Die monatliche 

Anfangsmiete beträgt hier maximal 8,70 

Euro pro Quadratmeter Wohnfläche net-

to/kalt. 

Begrenzung von Mietpreisniveau  
und Mietpreisanstieg

2018 konnte die IFB Hamburg Förderbe-

willigungen für 3 001 Wohnungen aus-

sprechen. Der größte Teil davon, nämlich 

2 546 Wohnungen, entfiel auf den 1. För-

derweg, hinzu kamen 455 Wohnungen 

im 2. Förderweg. In Anspruch genommen 

wurde die Förderung von verschiedenen 

Investorengruppen: 36 Prozent der be-

willigten Sozialwohnungen realisiert die 

SAGA, weitere 27 Prozent Wohnungs-

baugenossenschaften, 15 Prozent private 

Investoren und 22 Prozent Sonstige (zum 

Beispiel Stiftungen). 

Über sämtliche von der IFB Hamburg an-

gebotenen Wohnungsbauprogramme 

wurden 2018 Förderbescheide über Dar-

lehen in nomineller Höhe von insgesamt 
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424,9 Millionen Euro und Zuschüsse in 

Höhe von 236,2 Millionen Euro erteilt. 

Dabei werden mit KfW-Durchleitungs-

darlehen aus Bundesmitteln die Landes-

fördermittel ergänzt. 

Imposante 11 243 Baugenehmigungen er

teilte die Stadt im vergangenen Jahr. 

2018 war damit das dritte Jahr in Folge, 

in dem die Stadt ihr Ziel, 10 000 neue 

Wohnungen auf den Weg zu bringen, 

nicht nur erreichte, sondern sogar deut-

lich überschritt. Über 20 000 Sozialwoh-

nungen im Neubau wurden seit der Etab-

lierung des „Bündnisses für das Wohnen 

in Hamburg“ gefördert – und das überall 

in der Stadt, auch an nachgefragten in-

nerstädtischen Lagen. Insgesamt sum-

miert sich die Zahl der Baugenehmigun-

gen seit 2011 auf 83 512.

Flankierung  
durch weitere Bausteine

Dies ist als ein großer Erfolg zu werten. 

Der forcierte Wohnungsbau verfehlte sei-

ne Wirkung auf den Markt nicht. Er hat 

zusammen mit einem hohen Anteil an 

Wohnungen in der Hand der städtischen 

SAGA und der Wohnungsbaugenossen-

schaften, die gemeinsam über einen Be-

stand von rund 263 000 Wohnungen ver-

fügen, wesentlich dazu beigetragen, dass 

das Mietpreisniveau und der Mietenan-

stieg der vergangenen Jahre in Hamburg 

vergleichsweise moderat geblieben sind. 

Laut Mietenspiegel lagen 53 Prozent des 

Wohnungsbestandes 2017 unter 7,50 Euro 

pro Quadratmeter, die Durchschnittsmie-

te betrug 8,44 Euro netto/kalt pro Quad-

ratmeter. Zum Vergleich: In München 

stieg die Durchschnittsmiete zwischen 

2015 und 2017 auf 11,23 Euro.

Den Wohnungsbau in Hamburg unter-

stützt die IFB Hamburg mit weiteren Bau-

steinen – etwa mit einem speziellen För-

derprogramm für Baugemeinschaften. 

Rund 20 Prozent der für den Geschoss-

bau geeigneten Grundstücke, die von der 

Stadt verkauft werden, sind für Bauge-

meinschaften reserviert. Auch der Erwerb 

von selbst genutztem Eigentum, insbe-

sondere für Familien mit Kindern, wird 

gefördert. Hinzu kommt die Modernisie-

rung von Wohnraum, um Wohnungen 

veränderten Bedürfnissen oder dem ak-

tuellen technischen Stand anzupassen, 

insbesondere aus energetischen Gesichts-

punkten. Auch diese Förderangebote füh-

ren teilweise zu Mietpreis- und Belegungs

bindungen, sodass die Mieten bezahlbar 

bleiben. 

Der Neubau aber bleibt das beste Mittel, 

um die Wohnungsknappheit zu bekämp-

fen. Dabei schreibt die Stadt bei allen 

größeren Projekten ein Drittel öffentlich 

geförderter Wohnungen vor, auch in be-

sonders nachgefragten Gebieten wie der 

Hafencity. Hamburg verfolgt dabei eine 

Doppelstrategie: Zum einen wächst die 

Stadt im Inneren nach dem Leitmotiv 

„Mehr Stadt in der Stadt“, nutzt Innen-

verdichtungspotenziale, baut höher und 

dichter. Mehr als 80 Prozent der Entwick-

lungsflächen für den künftigen Woh-

nungsbau liegen in bestehenden Sied-

lungsgebieten. Zum anderen entwickelt 

sie neue Siedlungsgebiete an ihren grü-

nen Rändern – nach dem Ansatz „Mehr 

Stadt an neuen Orten“. 

Das größte und bekannteste Projekt ist 

Oberbillwerder im Osten der Stadt, das zu 

Hamburgs 105. Stadtteil werden soll. 

Nördlich der S-Bahn-Station Allermöhe ent-

stehen auf einer Fläche von 124 Hektar 

7 000 Wohnungen, unterteilt in fünf Quar-

tiere mit jeweils einem eigenständigen 

Charakter und bis zu 5 000 Arbeitsplät-

zen. Arbeit und Wohnen, Bildung, Kultur, 

Freizeit, Sport und Erholung soll der neue 

Stadtteil miteinander verbinden. Das Ziel 

ist auch hier, ein breites Angebot an be-

zahlbarem Wohnraum zu schaffen.

Kapazitätsengpässe und 
Personalmangel bei den Baufirmen

In der Stadt selbst ragen überall Baukrä-

ne in den Himmel. Etwa in der Neuen 

Mitte Altona. Auf dem ehemaligen Bahn-

gelände entstehen 3 500 Wohnungen, 

die ersten Bewohner sind bereits einge-

zogen. Gleich gegenüber, auf dem Ge-

lände der ehemaligen Holsten-Brauerei, 

sind weitere bis zu 1 500 Wohnungen ge-

plant. Und auch die Hafencity wächst 

weiter, an deren östlichen Ende womög-

lich ein spektakuläres Gebäude entste-

hen wird: der 235 Meter hohe Elbtower.

Wie in anderen Ballungsräumen ergeben 

sich auch in Hamburg durch den Bauboom 

und die damit verbundene hohe Nachfra-

ge Kapazitätsengpässe und Personalman-

gel bei den Baufirmen. Dies führt unter 

anderem zu den derzeit drastisch gestie-

genen Baukosten. Diese Baukostensteige-

rungen lagen im Vorjahr deutlich über 

der Inflationsrate, was die Stadt Hamburg 

dazu veranlasste, neben der alljährlich 

pauschalen inflationsbedingten Erhöhung 

Ralf Sommer

Vorsitzender des Vorstands, Hamburgische 
Investitions- und Förderbank, Hamburg

Bei aller föderalen Ausrichtung der Bundesre-
publik und der Verankerung des Gebots der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse im 
Grundgesetz zeigt die Praxis auch hierzulande 
Wanderungsbewegungen in die Ballungsgebie-
te. Und besonders in den vergangenen Jahren 
ist die Förderung von bezahlbarem Wohnraum 
zu einem wichtigen Thema im politischen Dis-
kurs geworden. Dass das Mietpreisniveau und 
der Mietenanstieg in der Metropole Hamburg, 
der in einer gerade erschienenen Studie in 
Deutschland die dritthöchsten Preise für Eigen-
tumswohnungen im Bestand bescheinigt wer-
den, in den vergangenen Jahren in Hamburg 
vergleichsweise moderat geblieben sind, führt 
der Autor nicht zuletzt auf das schon im Jahre 
2011 initiierte Bündnis für das Wohnen in Ham-
burg zurück, das in Zusammenarbeit von Po
litik, den Verbänden der Wohnungswirtschaft, 
der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft 
und der Mietervereine getragen wird. (Red.)
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der Förderung eine weitere erhebliche 

Förderausweitung bei den Einmal- und 

laufenden Zuschüssen vorzunehmen. 

Das Ziel der Politik ist, Hamburg als „Eine 

Stadt für Alle“ zu bewahren. Dazu zäh-

len auch soziale Erhaltungsverordnun-

gen, die vor allem in innerstädtischen 

Altbauquartieren Zweckentfremdungen 

von bestehendem Wohnraum und Luxus-

modernisierung verhindern sollen. Dem-

selben Zweck – Schutz vor Verdrängung 

– dient die Umwandlungsverordnung, 

die in den Erhaltungsgebieten unzulässi-

gen Umwandlungen von Miet- in Eigen-

tumswohnungen entgegentritt. 

Entwicklungspotenziale im Blick

Entwicklungspotenziale bestehen an vie-

len Orten: auf großen und kleinen Kon-

versionsflächen, in klugen Rochaden von 

Flächennutzungen, in den meist locker 

bebauten Siedlungen der 1950er, 60er 

und 70er Jahre oder an lückenhaft und 

niedrig bebauten Rändern von Magistra-

len. Von einem Potenzial von 130 000 

neuen Wohnungen bis 2030 in Hamburg 

geht die Behörde für Stadtentwicklung 

und Wohnen aus, davon zirka 70 000 

Wohnungen in der inneren Stadt. Die 

Stapelung von Wohnraum auf wohnver-

träglichem Gewerbe steht dabei ebenso 

auf der Agenda wie die serielle Typen-

Bauweise oder der Vorrang des mehrge-

schossigen Bauens auch in städtischen 

Randlagen.

Die Hamburger Stadtentwicklungspolitik 

hat zentral dazu beigetragen, eine deut-

liche Dynamik im Wohnungsbau zu er-

zeugen. Mit dem „Bündnis für das Woh-

nen in Hamburg“ ist eine qualitative 

Verbesserung der Rahmenbedingungen 

für Investitionen in den Wohnungsbau ver-

bunden. Die Nachfrage bleibt aber unver-

ändert hoch. Die Bevölkerung und mit ihr 

die Zahl der Haushalte wird weiter wach-

sen. Deshalb gibt es keinen Grund, sich 

auf den bisherigen Erfolgen auszuruhen. 

Es bedarf weiterer gemeinsamer Anstren-

gungen aller Beteiligten. Das Wohnungs-

angebot muss weiter ausgeweitet werden 

– insbesondere für Haushalte mit kleinen 

und mittleren Einkommen. 

Die DeutscheAnwaltAkademie, eine hundertprozentige Tochtergesellschaft des Deutschen Anwaltvereins, 
ist einer der führenden Seminardienstleister im Bereich anwaltlicher Fortbildung und bieten seit 40 Jahren 
diverse Weiterbildungsmöglichkeiten von Anwälten für Anwälte. 

Das Programm umfasst jährlich über 600 Veranstaltungen für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in 
allen für die Praxis relevanten Rechtsgebieten. 

Mehr dazu unter � www.anwaltakademie.de 

Im April veranstaltete die Deutsche AnwaltAkademie (DAA) in Hamburg ein bundesweites Semi-
nar zur Fortbildung der Fachanwälte für Bank- und Kapitalmarktrecht. Im Vordergrund stand der 
Rechtsschutz von Mandanten gegen die Bank. Als Dozenten hatte die DAA den Direktor des In-
stituts für Genossenschaftswesen und Bankwirtschaft (IGB) e. V., Herrn Hartmut Glenk, gewinnen 
können. Der Referent zeigte dem Auditorium Wege auf, wie ein effizienter Rechtsschutz gegen die 
Bank über dem Bankrechtler zuvor wenig bekannte bankrechtliche Instrumente erreicht werden 
kann. 

Ausgehend von den Schwerpunkten Bankprüfung und Bankenaufsicht entwickelte er eine wir-
kungsvolle anwaltliche Methodik, die in der herkömmlichen Fachliteratur nicht oder nur wenig 
behandelt wird. Glenk untermauerte seinen eindrucksvollen Vortrag durchweg mit einer Vielzahl 
obergerichtlicher beziehungsweise höchstrichterlicher Rechtsprechung. Dabei erläuterte er An-
satzpunkte des Anwalts bei Sparkassen und Genossenschaftsbanken, die einerseits bereits per 
Gesetz (§§ 1, 2 SpKG der Länder, § 1 GenG) vorgegeben sind, wie etwa Förderpflicht und Fi-
nanzierungspflicht, und die andererseits aufgrund spezifischer Organisations- und Entscheidungs-
strukturen bestehen. Diese Besonderheiten waren dem Auditorium bis dahin wenig geläufig. 
Zahlreiche Nachfragen der Teilnehmer und eine angeregte Diskussion waren die Folge. 

Im zweiten Teil seines Vortrags widmete Glenk sich den Zweifelsfragen der Bankpraxis, unter 
anderem in den Bereichen Kapitalanlagerecht, Girokonten, Verbraucherkreditrecht, Kündigung der 
Geschäftsbeziehung und Probleme der Besicherung. Dabei setzte sich der Referent auch kritisch 
mit der Wohnimmobilienkreditrichtlinie auseinander, die als rechtliche und politische Fehlleistung 
die Kreditvergabe an ganze Bevölkerungsgruppen verhindere. Bezüglich der anwaltlichen Möglich-
keiten konnte auf die Wirkmechanismen der im ersten Teil behandelten Gebiete der Bankprüfung 
sowie der Banken- und Wertpapierhandelsaufsicht zurückgegriffen werden. Dabei erläuterte der 
Referent die Chancen anwaltlicher Vertretung im Bereich des Kapitalmarktrechts über Meldungen 
und Anzeigen an das Beschwerderegister der Wertpapierhandelsaufsicht. 

In Bezug auf Rechtsstreitigkeiten in den anderen Bereichen wies Glenk mit Nachdruck auf  
§ 6 KWG hin, den er als Generalklausel anwaltlicher Einflussmöglichkeiten herausarbeitete. Der 
Schaden des Mandanten könnte nämlich Indikator für einen organisatorischen oder personellen 
systemischen Mangel der Bank sein, der das Einschreiten der Bankenaufsicht zum Beispiel durch 
die „gefürchteten“ Aufsichtsgespräche, initiiere. Besonders wertvoll für die Teilnehmer waren die 
Bezüge zur umfassenden Berufstätigkeit des Referenten, auch in der Rolle des Verteidigers von 
Banken, von Bankorganen und als Regressgutachter. Insofern war dieses Seminar eine Bereiche-
rung auch der Juristen, die überwiegend Kreditinstitute vertreten. Ihnen wurde vor Augen geführt, 
welche Schachzüge sie gegebenfalls zu erwarten hätten und wie man sich dagegen wappnen 
kann. Der Deutschen AnwaltAkademie gebührt der Dank, dass sie es ermöglicht hat, erfahrenen 
Fachanwälten eine neue Herangehensweise an bankrechtliche Probleme zu vermitteln. Dass eine 
Wiederholung im Herbst dieses Jahres geplant ist, ist nur folgerichtig.

Dr. Karsten Bornholdt, Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht
nbs partners Hamburg

HOCHKARÄTIGES BANKRECHTSSEMINAR  
DER DEUTSCHEN ANWALTAKADEMIE  
IN HAMBURG
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